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Auch auf Primarschulniveau sind die Lehrerinnen und Lehrer heute oft überfordert - seit Jahren steigt die Burn-out-Rate. Bild: Getty lmages/iStockphoto 

Hilferuf aus dem Schulzimmer 
Störenfriede sind heute das grösste Problem der Lehrer. Nun schafft Basel-Stadt ein SOS-Angebot. 

Leif Simonsen 

Viele Basler Lehrer sind am 
Anschlag. «Störende Kinder 
sind das grösste Problem in un­
serem Beruf», sagt Jean-Michel 
Heritier, Präsident der Freiwil­
ligen Schulsynode (FSS). Es 
sind nicht die Hochbegabten, 
es sind nicht die Behinderten 
oder die Lernschwächsten. 
Nein, es sind die Kinder, wel­
che die Benimmregeln verlet­
zen, die dreinschwatzen, die 
Schulmaterial durchs Zimmer 
werfen oder die ganze Zeit aufs 
WC rennen. 

Das Problem betrifft längst 
nicht mehr nur die Sekundar­
schule. «Es beginnt bereits bei 
den kleinsten Schülern, die 
nicht bereit sind für die Soziali­
sation», sagt Heritier. Schüler, 
die nicht teilen können. Schüle­
rinnen, die nichts aushalten. 
Schüler, die vom vielen Garnen 

sozial abgestumpft sind. He­
ritier sieht die Gründe für die 
zunehmenden Probleme einer­
seits in der Einführung der in­
tegrativen Volksschule und an­
dererseits in gesellschaftlichen 
Veränderungen wie der zuneh­
menden Individualisierung, 
«samt Wertezerfall in der Er­
ziehung oder digitalen statt 
persönlichen Betreuungssitua­
tionen». 

Schulinseln setzen 
sich durch 

Die Leidtragenden sind sowohl 
die Lehrer als auch die Schüler. 
Der Schweizerische Dachver­
band der Lehrer konstatiert seit 
Jahren einen Zuwachs an Burn­
outs. Beim Basler Schulpsycho­
logischen Dienst und bei der 
Schulsozialarbeit ist die Pen­
denzenliste lang - in den ver­
gangenen Jahren ist die Zahl 
der Beratungen stets gestiegen. 

Die Mitarbeiter kämen nicht 
nach mit der Bearbeitung der 
Fälle, sagt Heritier. 

Das Erziehungsdeparte-
ment (ED) hat die Probleme er­
kannt. Im jüngsten Schulblatt 
kündet es ein «SOS-Angebot» 
an. Die Schulleitungen sollen 
sich künftig jederzeit per Mail 
an die Leitung der Schulsozial­
arbeit und den Schulpsycholo­
gischen Dienst wenden kön­
nen, woraufhin «innerhalb we­
niger Tage eine Besprechung 
stattfindet». Mehr zu diesem 
SOS-Angebot könne noch nicht 
gesagt werden, sagt ED-Spre­
cherin Yvonne Reck. Nur, dass 
nach einem solchen SOS-Ruf 
alle Beteiligten innert Kürze 
die Situation analysieren wür­
den. Geplant ist gemäss Infor­
mationen der bz auch eine Auf­
stockung der Schulsozialarbeit. 

Doch nicht nur der Kanton 
hat Handlungsbedarf erkannt; 

die Schulleitungen sind von 
sich aus aktiv geworden. Einige 
Schulen haben sogenannte 
«Schulinseln» geschaffen. 
Zimmer, in die die Schüler sich 
zurückziehen und austoben 
können. Dies sei nicht ver­
gleichbar mit dem traditionel­
len «Vor-die-Tür-gestellt-Wer­
den», wie Heritier sagt. «Es ist 
keine Bestrafung, sondern eher 
eine Erste-Hilfe-Massnahme.» 
Eine Möglichkeit, damit die 
Kinder unter Aufsicht durchat­
men könnten. Auch am Insel­
schulhaus, wo Heritier unter­
richtet, ist die Einrichtung ei­
ner solchen Schulinsel vorgese­
hen. Im Wiederholungsfall 
müssten dann aber weiterge­
hende Schritte erfolgen, 
schreibt er im jüngsten «Schul­
blatt». 

Offenbar hat, was das Aus­
mass der Störungen angeht, 
auch im Erziehungsdeparte-

ment ein Umdenken stattge­
funden. Noch im vergangenen 
Jahr standen die Verantwortli­
chen den Schulinseln skeptisch 
gegenüber. In einem Artikel 
der bz über gewalttätige Schü­
ler äusserte sich ED-Sprecherin 
Valerie Rhein zurückhaltend: 
«In Einzelfällen kann ein kurz­
fristiges, temporäres Time-out 
durchaus notwendig sein. Es ist 
jedoch nicht in jedem Fall die 
richtige Massnahme», sagte 
sie. In der Zwischenzeit haben 
sich die Schulinseln an mehre­
ren Schulstandorten etabliert, 
etwa 1m Theobald-Baerwart­
Schulhaus im Kleinbasel oder 
bei den Primar-Spezialangebo­
ten im Ackermätteli. Weitere 
Schulen werden dem Beispiel 
folgen. 

Ob SOS-Angebote oder 
Schulinseln, in einem sind sich 
die Lehrer einig. Es braucht 
Massnahmen. 

Allschwil verlängert Frist für Fluglärm-Petition 
Es ist aussergewöhnlich, was 
die Gemeinde Allschwil macht. 
Dreimal belegte sie im «All­
schwiler Wochenblatt» die 
mittlere, herausnehmbare 
Doppelseite, zweimal in einer 
Grossauflage, die in die Brief­
kästen aller Haushalte einge­
worfen wird. Der Gemeinderat 
rief die Bevölkerung dazu auf, 
die Petition des Gemeinderats 
gegen den Fluglärm zu unter­
schreiben. Auch auf der Ge­
meindeverwaltung lagen die 
Bögen auf, ebenso konnte die 
Unterschrift online eingegeben 
werden. Einen Samstagnach­
mittag lang gingen die Ge­
meinderatsmitglieder persön­
lich auf Unterschriftenjagd. 

Jetzt wird die Sammelfrist 
verlängert. Ursprünglich war 
angekündigt worden, die Al<­
tion per 31. Juli zu beenden. Die 
neue Sammelfrist lautet jedoch 
Ende August. Das heisst: Ab 

Montag, 2. September, beginnt 
die Gemeinde damit, die Un­
terschriftenbögen auszuwer­
ten, also Namen und Adressen 
zu prüfen und zu zählen. 

Reaktion auf die 
Ausbaupläne 

Der Grund der Verlängerung 
sei jedoch nicht, dass man zu 
wenige Unterschriften beisam­
menhabe, sagt der zuständige 
Gemeinderat Philippe Hof­
mann. Das Gegenteil sei der 
Fall: «Uns erreichten zahlrei­
che E-Mails und Anrufe, in de­
nen man anregte, doch noch 
weiterzusammeln. Andere ba­
ten uns darum, noch abzuwar­
ten, da sie in den Ferien weilten 
und noch keine Gelegenheit 
hatten zu unterschreiben.» 

Allschwil lancierte die Ak­
tion Mitte Mai. Schon in der 
Folgewoche schloss sich Bin­
ningen an, später Schönen-

buch. Gezählt habe man die re­
tournierten Bögen und die on­
line eingegebenen Unterschrif­
ten noch nicht, sagt Hofmann. 

Eine Petition ist im Gegen­
satz zu einer Volks-Initiative 
nicht rechtlich bindend, hat 
aber Gewicht, wenn sie von 
vielen mitgetragen wird. Im 

« Uns erreichten 
zahlreiche E-Mails 
und Anrufe, in denen 
man anregte, doch 
noch weiter zu sam­
meln.» 

Philippe Hofmann 
Gemeinderat Allschwil 

vorliegenden Fall wird auf ei­
nen Vorstoss im Allschwiler 
Gemeindeparlament eingegan­
gen. Darin forderte Grünen­
Einwohnerrat Ueli Keller dazu 
auf, sich bei der Regierung für 
den Schutz der Bevölkerung 
vor dem Fluglärm einzusetzen. 
Keller wiederum reagierte mit 
seinem Vorstoss auf die Aus­
baupläne, die der Euro-Airport 
Anfang Jahr kommuniziert hat. 
Bis 2026 will der Flughafen sei­
ne Passagierzahlen von heute 
knapp 9 Millionen auf 12 bis 15 
Millionen steigern. 

Zürich hat strengeres 
Regime als der Euro-Airport 

Die Petition stellt drei Forde­
rungen, die sich an die Begehr-
lichkeiten der Flughafen-
Schutzverbände anlehnen: 
Ausweitung der Nachtflugsper­
re von 23 bis 6 Uhr. Derzeit gilt 
die Sperre von 24 bis 5 Uhr für 

Landungen und von 24 bis 6 
Uhr für Starts. Dazu die Erstel­
lung einer Umweltverträglich­
keitsprüfung beim Infrastruk­
turprojekt Bahnanschluss so­
wie die Überarbeitung und das 
öffentliche Auflegen eines 
Lärm-Vorsorgeplans mit Einbe­
zug der Lärmbelastung auf 
Schweizer Territorium. 

Wie viel die Petition die Ge­
meinde kostet, kann Hofmann 
auf Anfrage der bz noch nicht 
beziffern. «Wir sahen die 
Dringlichkeit, zu Handeln, die 
Schlussrechnung erstellen wir 
später.» Der Gemeinderat darf 
ausserhalb des Budgets und 
von Sondervorlagen Einzelaus­
gaben bis maximal 30 ooo 
Franken beschliessen. Die All­
schwiler Exekutive sieht sich in 
ihrem Handeln getragen vom 
Einwohnerrat und von der Be­
völkerung. Bereits Mitte 2017 
hatte das Orts-Parlament eine 
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Nachrichten 

Matrose schwer am 
Kopf verletzt 
Am Rheinhafen in Basel ist am 
Mittwochnachmittag ein 31-
jähriger Matrose während sei­
ner Arbeit auf einem Fracht­
schiff schwer verletzt worden. 
Ein Ankertau löste sich beim 
Anlegen des Schiffes und 
schleuderte dem Matrosen an 
den Kopf. Der 31-Jährige wurde 
daraufhin in die Notfallstation 
gebracht und notfallmässig 
operiert, wie die Staatsanwalt­
schaft des Kantons Basel-Stadt 
am Donnerstag mitteilte. Die 
Unfallursache befindet sich 
noch in Abklärung. (sda) 

53-Jähriger bedroht 
und ausgeraubt 
Einern 53-jährigen Mann ist am 
Mittwochabend an der Lau­
fenstrasse in Basel während ei­
nes Gesprächs das Portemon­
naie geklaut worden. Darin be­
fand sich wenig Geld. Als der 
Mann den Diebstahl bemerkte, 
bedrohte ihn der Täter mit ei­
ner Stichwaffe. Anschliessend 
flüchtete der Täter in unbe­
kannte Richtung, wie die 
Staatsanwaltschaft des Kan­
tons Basel-Stadt am Donners­
tag mitteilte. Der mutmassliche 
Täter wurde jedoch noch am 
selben Abend von der Polizei 
im Bus erkannt. Er konnte fest­
genommen werden. (sda) 

SBB betreiben bis 2027 
weiter Wiesentalbahn 
Die SBB GmbH, die deutsche 
Tochter der SBB, wird die Wie­
sentalbahn S 6 von Basel SBB 
nach Zell und S 5 von Weil über 
Lörrach bis Stein noch bis De­
zember 2027 weiter betreiben. 
Das baden-württembergische 
Verkehrsministerium habe sich 
gegen eine Neuausschreibung 
und Kündigung der Verträge 
entschieden, heisst es in einer 
Medienmitteilung des Ministe­
riums. Die Verträge enden 
dann, weil die Wiesentalbahn 
Ende 2027 mit den Verkehrs­
leistungen auf der elektrifizier­
ten Hochrheinstrecke neu ver­
geben werden. Die SBB GmbH 
betreibt auch den «Seehas» am 

odensee weiter. (bz) 

Resolution zuhanden des Re­
gierungsrates eingereicht. Sie 
verlangte unter anderem eine 
Nachtruhe von 22 bis 6 Uhr und 
eine fairere Verteilung der 
Flugbewegungen. Auch die 
beiden Kantonsparlamente 
hatten eine Unterstützung der 
Ausweitung der Nachtruhe in 
Aussicht gestellt. 

Der Euro-Airport signali­
sierte bereits ein Entgegen­
kommen. Im April gab er be­
kannt, dass er die Bewegungen 
in der Stunde vor Mitternacht 
auf ein Minimum reduzieren 
möchte. Schon heute starten 
nach 23 Uhr nur noch wenige 
Flieger, meist Frachtmaschi­
nen. Das Regime am Flughafen 
Zürich ist aber immer noch 
strenger. Hier gilt eine Nacht­
flugsperre von 23 bis 6, mit Ver­
spätungsabbau bis 23.30 Uhr. 

Benjamin Wieland 


